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Mainz, den 18. September 2020 

 
Pressemitteilung 

 
Initiative für Flüchtlingsaufnahme durch die Länder ohne Einvernehmen mit dem Bund 

scheitert im Bundesrat - Auch Rheinland-Pfalz verweigert seine Zustimmung 
 
Eine Bundesratsinitiative der Länder Berlin und Thüringen zur Landesaufnahme von Flüchtlingen ist 
heute gescheitert. Beide Länder wollten über eine Änderung des Aufenthaltsgesetzes erreichen, dass 
Flüchtlinge im Rahmen von Landesprogrammen künftig auch ohne das Einvernehmen mit dem Bundes-
innenministerium aufgenommen werden können. Auch das Land Rheinland-Pfalz hat der Initiative bei 
der heutigen Abstimmung im Bundesrat die Zustimmung verweigert. 
 
Hierzu erklärten der Initiativausschuss für Migrationspolitik in RLP und der AK Asyl - Flüchtlingsrat 
Rheinland-Pfalz e.V.: 
 
Die von Ministerpräsidentin Malu Dreyer erklärte Bereitschaft des Landes, Flüchtlinge aus Moria ange-
sichts der aktuellen Notlage auch über den Verteilschlüssel der Bundesländer hinaus aufzunehmen, 
bleibt folgenlos, solange Bundesinnenminister Horst Seehofer seine Blockadehaltung gegenüber der 
Aufnahmebereitschaft von Ländern und Kommunen nicht aufgibt. 
 
Die jetzt von ihm bislang lediglich angekündigte Aufnahme von 1.500 Flüchtlingen aus Griechenland 
bleibt weit hinter dem zurück, was die Länder - u.a. auch Rheinland-Pfalz - zugesagt haben und ignoriert 
die Aufnahmebereitschaft der über 180 Kommunen - darunter 12 in Rheinland-Pfalz - die sich zu siche-
ren Häfen für Flüchtlinge erklärt haben. 
 
Das heutige Abstimmungsverhalten des Landes Rheinland-Pfalz im Bundesrat steht in krassem Wider-
spruch zu der Kritik, die Mitglieder der Landesregierung - auch die Ministerpräsidentin - in der Vergan-
genheit an der Blockadepolitik des Bundesinnenministeriums gegenüber aufnahmebereiten Bundes-
ländern immer wieder geäußert haben. 
 
Die Zustimmung zum Antrag von Berlin und Thüringen wäre eine Gelegenheit gewesen deutlich zu ma-
chen, dass Worte und Taten der rheinland-pfälzischen Landesregierung miteinander in Einklang stehen. 
Diese Gelegenheit wurde heute verpasst. 
 
 
gez. Torsten Jäger gez. Pierrette Onangolo 

Initiativausschuss für Migrationspolitik in RLP AK Asyl - Flüchtlingsrat RLP e.V. 

 


